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Art. 19 Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit

Allgemeines
Die Zulassung von  Sonntagsarbeit ist mit grosser 
Zurückhaltung zu gewähren, und zwar noch rest-
riktiver als Nachtarbeit. Der strengere Massstab für 
die Zulassung von Sonntagsarbeit ist unter ande-
rem aus der Regelung des  Lohnzuschlags ersicht-
lich: Vorübergehende Sonntagsarbeit ist mit 50% 
zusätzlichem Lohn zu entschädigen, dagegen vor-
übergehende Nachtarbeit – obschon aus gesund-
heitlicher Optik schädlicher – nur mit einem Lohn-
zuschlag von 25%.

Absatz 1
Bewilligungspfl ichtig sind alle Tätigkeiten, die teil-
weise oder ganz am Sonntag ausgeübt werden. 
Sonntagsarbeit kann z.B. für eine Kapazitätser-
weiterung in der Produktion erst dann bewilligt 
werden, wenn die Kapazitäten während der Ka-
lenderwoche auch tatsächlich ausgeschöpft wer-
den.
Es geht somit nicht an, dass z.B. zu Gunsten eines 
freien Samstags Sonntagsarbeit geleistet werden 
soll. Spezialfälle wie Pikettdienste oder die Über-

prüfung von Anlagen aus sicherheitstechnischen 
Gründen usw. bleiben natürlich vorbehalten.

Absatz 2
Wie bei der Nachtarbeit sind auch hier die Vor-
aussetzungen der technischen oder wirtschaftli-
chen Unentbehrlichkeit vom Betrieb zu belegen. 
Es werden allerdings höhere Anforderungen als 
bei der Nachtarbeit an diese Voraussetzungen ge-
stellt. Dies wirkt sich vor allem bei der wirtschaft-
lichen Unentbehrlichkeit bzw. beim besonderen 
Konsumbedürfnis aus.

Absatz 3
Was als dringendes Bedürfnis gelten kann, ist in 
Artikel 27 Absatz 1 ArGV 1 umschrieben. Arbeit-
geber haben Arbeitnehmern und Arbeitnehmerin-
nen, die zu vorübergehenden Einsätzen an Sonn-
tagen oder an gesetzlichen Feiertagen aufgeboten 
werden, einen Lohnzuschlag von 50% zu bezah-
len, insgesamt also 150% Lohn. Dieser Lohnzu-
schlag ist zwingender Natur. Das bedeutet, dass 
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 Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit
1 Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit bedürfen der Bewilligung.
2 Dauernde oder regelmässig wiederkehrende Sonntagsarbeit wird bewilligt, sofern sie aus techni-
schen oder wirtschaftlichen Gründen unentbehrlich ist.

3 Vorübergehende Sonntagsarbeit wird bewilligt, sofern ein dringendes Bedürfnis nachgewiesen 
wird. Dem Arbeitnehmer ist ein Lohnzuschlag von 50 Prozent zu bezahlen.

4 Dauernde oder regelmässig wiederkehrende Sonntagsarbeit wird vom Bundesamt, vorübergehende 
Sonntagsarbeit von der kantonalen Behörde bewilligt.

5 Der Arbeitgeber darf den Arbeitnehmer ohne dessen Einverständnis nicht zu Sonntagsarbeit her-
  anziehen.
6 Die Kantone können höchstens vier Sonntage pro Jahr bezeichnen, an denen Arbeitnehmer in Ver-
  kaufsgeschäften ohne Bewilligung beschäftigt werden dürfen.
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nicht nur Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
im Stundenlohn, sondern auch solche im Monats-
lohn entsprechend zu entschädigen sind. Dassel-
be gilt ebenfalls für so genannte Kader, die nicht 
als Angestellte mit einer höheren leitenden Tätig-
keit betrachtet werden können (Art. 9 ArGV 1).

Absatz 4
Vgl. Kommentar zu Artikel 17 Absatz 5.

Absatz 5
Vgl. Kommentar zu Artikel 17 Absatz 6.

Absatz 6
Diese Bestimmung ist am 1. Juli 2008 in Kraft ge-
treten. Damit wird den Kantonen die Möglichkeit 
gegeben, höchstens vier Sonntage zu bezeich-
nen, an welchen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Verkaufsgeschäften bewilligungs-
frei beschäftigt werden dürfen; die Kantone sind 
frei, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

Zudem gilt unverändert der Vorbehalt kantona-
ler oder kommunaler Polizeivorschriften über die 
Sonntagsruhe und über die Öffnungszeiten von 
Detailhandelsbetrieben (Art. 71 Bst. c ArG). Somit 
kann der neue Absatz nur zum Tragen kommen, 
wenn die Ladenöffnungsvorschriften die Öffnung 
der Verkaufsgeschäfte zulassen. 
Die Kompetenz, die vier Sonntage zu bezeich-
nen, wird ausdrücklich den Kantonen zugewie-
sen. Grundsätzlich sind die maximal vier Sonntage 
für das ganze Kantonsgebiet einheitlich oder al-
lenfalls unter Berücksichtigung regionaler Unter-
schiede zu bestimmen. Kommt jedoch ein Kanton 
in seiner Beurteilung zum Schluss, eine Delegati-
on an die Gemeinden trage den kantonalen Ge-
gebenheiten am besten Rechnung, so steht einer 
solchen Delegation aus Sicht des Bundesrechts 
nichts entgegen. 
Es ist nicht zulässig, die Bezeichnung der Sonnta-
ge den einzelnen Geschäften zu überlassen.
Als Verkaufsgeschäfte gelten Betriebe des De-
tailhandels. Ausgeschlossen sind Dienstleistungs-
betriebe wie Coiffeure, Banken, Reisebüros usw. 
In der Regel ist diese Bestimmung auf die in den 
kantonalen Ladenöffnungsgesetzen aufgeführten 
Detailhandelsbetriebe anwendbar.




